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Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 14:10 Uhr. Er stellt fest, dass 
form- und fristgerecht geladen wurde und Beschlussfähigkeit besteht. Er-
gänzungs- oder Änderungswünsche werden nicht vorgetragen. Somit gilt 
folgende 
 
 

Tagesordnung 
 

I. Öffentlicher Teil: 
 
1. Gesundheitsakademie - ÖPP Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

Vorlage: 2013/1369  
   
2. Bekanntgaben und Anfragen  
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I. Öffentlicher Teil der  Sitzung des Kreisausschusses am 14.10.2013 
 
1. Gesundheitsakademie - ÖPP Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

Vorlage: 2013/1369 
 
Der Vorsitzende begrüßt Herrn Reichle vom Büro rheform und bittet ihn, 
den aktuellen Sachstand vorzustellen. Es wurden bei der Planung auch 
die Vorschläge des Krankenhauses und der Schulleitung mit einbezogen. 
Dies würde mit einer Kindertagesstätte und der Schule für Notfallsanitäter 
zu einer deutlichen Erweiterung führen. In der ursprünglichen Kalkulation 
waren diese Dinge nicht vorgesehen. Heute geht es in erster Linie darum, 
welches Modell vorgezogen wird. Ursprünglich war eine Bruttogeschoss-
fläche von 3,800 m² vorgesehen. Mit den zusätzlichen Einrichtungen steigt 
die Fläche auf rund 6000 m².Die Kindertagesstätte und die Schule für Not-
fallsanitäter würden allein 1100 m² beanspruchen. Die Kindertagesstätte 
würde natürlich insbesondere für Pflegekräfte die Attraktivität steigern. 
Andererseits ist in der Stadt Erding wie auch allen anderen Städten, Märk-
ten und Gemeinden im Landkreis Erding der Bedarf laut Bedarfsplan er-
füllt. Die Tagesmütter werben derzeit wieder um Kinder weil sie noch freie 
Kapazitäten haben. Mit der Schaffung einer Einrichtung durch den Land-
kreis Erding wird möglicherweise einer Konkurrenzsituation zu anderen 
Einrichtungen erzeugt. Die Investitionskosten würden sich auf rund 1 Mio. 
Euro belaufen. Die Schule für Notfallsanitäter würde ebenfalls mit rund 1,2 
Mio. Euro zu Buche schlagen. Es stellt sich die Frage, ob diese Tenden-
zen für die weitere Planung berücksichtigt werden sollen oder nicht. Auch 
die Altenpflegeschule sollte hinterfragt werden. Der Landkreis hat hier we-
der den Betrieb noch die Trägerschaft inne. Es kann nicht über den Kopf- 
der Rot-Kreuz-Schwesternschaft hinweg entschieden werden. Die grund-
sätzliche Bereitschaft wurde zwar signalisiert. Es müssen aber in diesem 
Bereich die Kosten erst ermittelt werden. Dann muss geklärt werden, wel-
che Kosten von der Schwesternschaft getragen werden. Die Kosten für 
die Altenpflegeschule belaufen sich auf etwa 2,2, Mio. €.  
 
Herr Reichle erklärt die wesentlichen Aspekte der Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung für das ÖPP- Modell anhand einer Präsentation.  
 
Kreisrat Gotz fragt, warum für die Berechnungen eine Preissteigerung 
von 2% angesetzt wurde. Ihm ist keine Situation im Bereich der Planungs-
region 14 bekannt, in der es nicht Preissteigerungen von bis zu 30 Prozent 
gibt. Die Grundlagen für die Entscheidung erscheinen in seinen Augen 
nicht sehr realistisch.  
 
Herr Reichle antwortet, dass die Preissteigerung nach den Informationen 
des Statistischen Bundesamtes im Bereich Bauwesen berechnet wurde. 
Das Büro rheform nimmt grundsätzlich keine eigenen Bewertungen vor. 
Diese könnten als parteiisch ausgelegt werden. Es wird daher auf die Zah-
len des Statistischen Bundesamts zurück gegriffen. Im Bereich der Pro-
jektkosten können sicherlich höhere Preissteigerungen anfallen. Aus sei-
ner Erfahrung weiß er, dass die Preise nicht wesentlich gestiegen sind.  
 
Der Vorsitzende stellt fest, dass die Preissteigerung von 2 Prozent für 
beide Modelle gleich berechnet ist. In diesem Bereich ist weder das eine 
noch das andere Modell günstiger. Er fragt, ob eine derart hohe Steige-
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rungsrate, wie beschrieben, in einem PPP-Modell nicht vorkommen kann. 
Die Handwerksbetriebe haben momentan viele Aufträge. Gepaart mit der 
zeitlichen Einschränkung wird das Preisniveau so deutlich höher.  
 
Herr Reichle argumentiert, dass die Anbieter beim ÖPP-Modell nicht nur 
aus der Region kommen, sondern überregional agieren. Unterstützung 
kommt auch von weiter her. So erfahren auch regional angespannte Märk-
te eine erhebliche Erleichterung, wenn Projekte in den Händen von größe-
ren oder mittelständischen Unternehmen mit anderer Einkaufsstrategie 
liegen.  
 
Kreisrätin Stieglmeier sagt, dass ursprünglich immer davon gesprochen 
wurde, dass durch ein ÖPP-Modell der Mittelstand vor Ort gefördert wur-
de. Jetzt wird als Vorteil genannt, dass nicht auf den Mittelstand vor Ort 
zurückgegriffen werden muss.  
 
Herr Reichle antwortet, dass im Regelfall immer die örtlichen Unterneh-
men beauftragt werden. Bei Ausfällen sind so schnell Fachleute vor Ort. 
Es werden weniger die kompletten Leistungen von Firmen von außerhalb 
erbracht. Die örtliche Einbindung bleibt nach wie vor bestehen. Große Un-
ternehmen können aber teilweise Einkaufsrabatte erzielen, die kleine 
Nachunternehmer nicht erhalten würden.  
 
Kreisrat Els fragt, welchen Einfluss die öffentliche Hand auf die Handwer-
kerliste hat.  
 
Herr Reichle antwortet, dass vom Hauptunternehmer die Liste der Unter-
nehmer angefordert und Ergänzungen bzw. Streichungen vorgenommen 
werden können.  
 
Kreisrätin Stieglmeier stellt zum Thema Reinigungskosten fest, dass für 
die Eigenreinigung und für das ÖPP ein bestimmter Betrag festgesetzt 
wurde. Sie fragt, warum derart große Kostenunterscheide bestehen.  
 
Herr Reichle antwortet, dass die Ansätze für die Reinigungskosten aus 
den Vorgaben der KDSD entnommen wurden. Es handelt sich um eine 
Institution, die Vergleichswerte über Reinigungskosten für die öffentlichen 
Haushalte ermittelt. Als Voraussetzung für die Reinigung gelten die Vor-
gaben des Umweltamtes für den Hygieneleitplan an Schulen. Dabei wird 
von 2,5 Reinigungen pro Woche ausgegangen. Dagegen gehalten wird 
eine ergebnisorientierte Reinigung. Das bestimmte Reinigungslevel muss, 
egal mit welchen Mitteln erreicht werden. Diese Handhabung wird mittler-
weile in allen größeren Firmen in und um München angewandt. Dazu 
kommen noch die besseren Ausschreibungsergebnisse. Es wurde nicht 
geprüft, welche Aufwendungen der Landkreis Erding für die Reinigung 
leisten muss. Die meisten Kommunen halten aber den Hygieneleitplan ein.  
 
Der Vorsitzende merkt an, dass die Reinigung an den Schulen des Land-
kreises komplett fremd vergeben ist. Der Landkreis hat somit keine eigene 
Reinigungsleistung. Das angesprochene Potenzial kann eventuell nicht 
realisiert werden.  
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Kreisrat Wiesmaier berichtet, dass im Ausschuss für Bauen und Energie 
die Rede davon war, dass mit einem ÖPP-Modell auch hochwertigere Ma-
terialien verwendet werden können. Die Nachfolgelasten wie Betriebs- und 
Reinigungskosten können somit günstiger gehalten werden. Die heutige 
Erklärung ist absolut nicht plausibel. Der Betreiber soll von Kosteneinspa-
rungen profitieren und keine Kostensteigerungen hinnehmen müssen.  
 
Herr Reichle betont, dass der spätere Betreiber Einfluss auf die Qualität 
der zu reinigenden Oberflächen hat.  
 
Kreisrätin Stieglmeier merkt an, dass die angesprochenen Vorteile ge-
nauso durch den Landkreis selbst erzielt werden. Es geht um die Art und 
Weise der Ausschreibungen und die Festlegung von bestimmten Stan-
dards. Die Anpreisung des ÖPP- Modells ist für sie nicht schlüssig. Die 
vorgegebenen Grundlagen können nicht überprüft werden.  
 
Der Vorsitzende berichtet, dass es bisher kaum Bauvorhaben gab, bei 
denen es nicht mindestens einen insolventen Unternehmer gab. Es ist 
kaum vorstellbar, dass das Projekt in Eigeninitiative realisiert wird. Bei den 
Maßnahmen, die bisher mit dem ÖPP-Modell umgesetzt wurden, gab es 
immer Kosteneinsparungen von 15-20 Prozent. Die Gastronomieberufs-
schule war um fast 1 Mio. Euro günstiger. Das letzte Projekt der Woh-
nungsbaugesellschaft mit 45 Wohneinheiten war ebenfalls um etwa 15% 
günstiger als die von den Architekten geschätzten Kosten. Im ÖPP- Mo-
dell gibt es einen Generalunternehmer. Die Bank übernimmt im Bereich 
Vorfertierung die Finanzierung. Es gibt dann nur einen Ansprechpartner 
für alle Gewerke. Wenn die Leistung nicht wie abgesprochen erbracht 
wird, gibt es auch kein Geld. Es geht auch um dem Zeitpunkt und die Kos-
ten bis zur Fertigstellung. Der Landkreis hat kein Risiko mit der Vorfinan-
zierung und auch den Nachträgen. Das Bauherrenrisiko wird abgewälzt. 
Das Modell muss aber natürlich bezahlt werden. Ein ÖPP-Modell hat si-
cherlich auch Nachteile, wie z.B. die Vertragslaufzeit. Es stellt sich die 
Frage, ob sich der Landkreis so lange binden will. Es ist wichtig, dass der 
Landkreis auch Eigentümer des Gebäudes bleibt. Möglicherweise ergibt 
sich während der nächsten 25 Jahre die Notwendigkeit einer Umnutzung. 
Solche Aspekte beeinflussen den Gesamtabwägungsprozess durchaus. 
Zudem ist fraglich, wer tatsächlich Herr des Verfahrens ist. Möglicherweise 
ergibt sich für den Landkreis ein Nachteil im Bereich der Einflussnahme.  
 
Herr Reichle erklärt, dass beispielsweise gewisse Baumaterialien vorge-
schrieben werden können. Die Sprungkosten sind abhängig vom jeweili-
gen Material. Häufig haben die Materialien, die in den Herstellkosten mit-
telpreisig bis eher teuer sind, oft einen längeren Lebenszyklus.  
 
Der Vorsitzende merkt an, dass in die Berechnung auch Aspekte wie Rei-
nigung und Unterhalt mit einbezogen werden. Mit dem Lebenszyklusmo-
dell ergeben sich durchaus Vorteile.  
 
Kreisrätin Stieglmeier betont, dass ihre Fraktion bereits seit langem for-
dert, dass Betriebs- und Folgekosten in die Kalkulation mit einbezogen 
werden. 
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Der Vorsitzende erklärt, dass die Firma nach nachhaltigen Gesichtspunk-
ten entscheidet. Es werden nicht nur die Anschaffungskosten berücksich-
tigt. Der Rechtsstreit bezüglich des Sonnenschutzes an der FOS/BOS 
dauert immer noch an. Am Gymnasium Dorfen kam es zu einer Bauzeit-
verzögerung durch einen Wasserschaden. Es wäre vorteilhaft, wenn der 
Landkreis sich um solche Probleme nicht selbst kümmern müsste. Die 
Übernahme des Bauherrenrisikos erfordert finanzielle und personelle Res-
sourcen. Üblicherweise werden primär die Kosten betrachtet. Den größten 
Diskussionspunkt stellt aus seiner Sicht die zeitliche Bindung dar. Es stellt 
sich die Frage, ob sich eine Vertragsbindung von 25 Jahren empfiehlt und 
wie sich Änderungen oder mögliche Umnutzungen umsetzen lassen.  
 
Herr Reichle betont, dass eine vertragliche Beeinflussbarkeit immer ge-
geben ist. Bei einem anderen Projekt gibt es eine vertragliche Regelung, 
dass der Landkreis jederzeit alle baulichen Veränderungen durchführen 
kann. Es ist auch vertraglich geregelt, was ein Umbau kostet. Der Partner 
führt die Maßnahme durch und gibt einen Zuschlag auf die Herstellkosten. 
Die Herstellungskosten müssen transparent ausgeschrieben und dem 
Landkreis vorab gezeigt werden. Dabei handelt es sich um eine Umschif-
fung des VGA.  
 
Der Vorsitzende fragt, ob der Landkreis Eigentümer des Gebäudes und 
Herr des Verfahrens bleibt. Er möchte zudem wissen, ob der Unternehmer 
den Landkreis in irgendeiner Form blockieren kann.  
 
Herr Reichle bestätigt die Aussagen des Vorsitzenden. Eine Blockade 
des Landkreises durch den Unternehmer ist nicht möglich und wäre gege-
benenfalls ein wichtiger Kündigungsgrund.  
Es ist wichtig, im Bereich der Finanzierung nicht von einem Investor zu 
sprechen. Es fließt kein privates Geld in das Projekt. Der Landkreis be-
zahlt das Gebäude, sobald es fertig gestellt ist. Es gibt keine Risiken im 
Sinne von Abschlagszahlungen. Bereits bei der Ausschreibung werden die 
Bieter darauf hingewiesen, dass sie einen Bankberater für das Vorfertie-
rungsgeschäft hinzuziehen sollen. Die Vorfertierung ist mittlerweile nicht 
mehr teurer als ein Kommunalkredit. Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
geht davon aus, dass mit Fertigstellung bezahlt wird. Längere Laufzeiten 
machen durchaus Sinn. Im Modell ergibt sich die erste lebenszyklusrele-
vante Entscheidung nach 73 Monaten. Mit eine Bindung von 5 Jahren ist 
also nichts gewonnen. Bei vielen Produkten wird die Lebensdauer mit 15 
Jahren berücksichtigt. Es empfiehlt sich also eine Mindestvertragslaufzeit 
von 15 Jahren plus eins, damit wichtige Lebenszyklusentscheidungen be-
reits erfolgt sind.  
 
Kreisrätin Bendl stellt fest, dass offensichtlich alle Risiken wie Insolvenz 
ausgeräumt wurden. Sie fragt, welche Vorteile der Unternehmer im ÖPP-
Projekt hat. Nach ihren Informationen sind bereits häufiger die Auftrag-
nehmer im Vorfertierungsmodell insolvent gegangen.  
 
Der Vorsitzende sagt, dass es im ÖPP-Modell ebenfalls Risiken gibt. Die-
se Risiken lässt sich der Unternehmer aber bezahlen. Es ist sicher nicht 
ausgeschlossen, dass ein Generalunternehmer insolvent geht. Für ein 
halbfertiges Gebäude werden zunächst grundsätzlich keine Zahlungen 
geleistet. Die Bezahlung erfolgt erst nach der schlüsselfertigen Übergabe. 
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Die Wahl der Partner ist Risiko des Unternehmers. Die Bank übernimmt 
den Teil, der sonst über einen Kommunalkredit finanziert wird. Innerhalb 
eines Vorfertierungsmodells beträgt die Festschreibung bis zu 25 Jahre. 
Nicht enthalten sind in den Kosten der Betrieb und Unterhalt. Die Regie-
rung als Zuschussgeber trägt diesen Bereich nicht mit. Es ist für die Zu-
schussfähigkeit nur ein Lebenszyklusmodell möglich. Es ist nicht sicher, 
ob das Projekt mit einem ÖPP-Modell günstiger wird. Er fragt, in welcher 
Dimension sich der Einkaufsvorteil des Generalunternehmers bewegt.  
 
Herr Reichle erklärt, dass die Fertigstellung bis zur Abnahme für den 
Landkreis sehr sicher ist. Bis zum Zeitpunkt der Abnahme muss sich der 
Bauunternehmer selbst finanzieren. Es erfolgt daher auch eine Überprü-
fung durch die Bank. 
 
Kreisrat Els fragt, ob der Landkreis eine Ausfallbürgschaft tragen muss. 
Möglicherweise kann die Anlage nicht fertig gestellt werden und es ent-
stehen Mehrkosten. 
 
Herr Reichle erklärt, dass die Nachunternehmer im Fall einer Insolvenz 
des Generalunternehmers automatisch durch den Landkreis weiterbe-
schäftigt werden können. Die Ausschreibungen werden sehr streng im 
Sinne des Auftraggebers durchgeführt. 
 
Kreisrätin Bendl fragt, ob die Zahlungen für den Landkreis höher werden, 
je kürzer die Vertragslaufzeit besteht. Sie möchte zudem wissen, wie die 
Phrase im Beschlussvorschlag „unter der Bedingung, dass verschiedenste 
Finanzierungsmodelle möglich sind“ zu verstehen ist.  
 
Der Vorsitzende erklärt, dass sich die Zahlungen für den Betrieb nur an 
der Nutzungsdauer orientieren. Es soll noch nicht festgelegt werden, wel-
che Finanzierung präferiert wird. Es kann auch eine Mischfinanzierung 
erfolgen. Ursprünglich war angedacht, eine Gesundheitsakademie zu 
bauen und dabei ein landkreisansässiges Kreditinstitut in öffentlicher Hand 
zu berücksichtigen. Das Gebäude sollte auf Landkreisgrund errichtet wer-
den und der Landkreis letztendlich eine monatliche Rate dafür bezahlen. 
Dieses Verfahren ist aber aufgrund der in Aussicht gestellten Förderung 
nicht mehr möglich. Entweder gibt es eine Pauschalförderung in Höhe von 
2 Mio. Euro oder aber eine Förderung in Höhe von 30 Prozent der Ge-
samtkosten. Heute soll jedoch zusätzlich festgelegt werden, ob die Kinder-
tagesstätte und die Schule für Notfallsanitäter in die Planungen mit einflie-
ßen sollen.  
 
Herr Reichle betont, dass ein ÖPP-Modell für den Generalunternehmer 
eine immense Auslastungsstabilität bedeutet. Ein Auftrag über 25 Jahre 
bedeutet die Möglichkeit, perfekt kalkulieren zu können. Die Wahrschein-
lichkeit für den Unternehmer, für ein ÖPP-Modell beauftragt zu werden, 
liegt höher. Das Verfahren ist aber weit aufwendiger. Der Generalunter-
nehmer mit großer Einkaufskraft erhält meist die größten Rabatte. Es kön-
nen die örtlichen Anbieter durch den Generalunternehmer für die Rabatte 
frei geschaltet werden. 
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Kreisrätin Stieglmeier fragt, ob die Rabatte durch den Generalunterneh-
mer an den Landkreis weiter gegeben werden. Es stellt sich auch die Fra-
ge, wie der Generalunternehmer Gewinne verzeichnet. 
 
Herr Reichle erklärt, dass die Architekten nach HOAI bezahlt werden. Je 
mehr der Architekt abrechnen darf, desto mehr verdient er auch. Der Ge-
neralunternehmer bezahlt keine Architekten sondern Mitarbeiter mit Fest-
gehalt. Es geht den Mitarbeitern darum, die Abrechnungssumme mög-
lichst gering zu halten. 
 
Kreisrat Wiesmaier fragt, in welchem Verhältnis sich die Betriebs- und 
Verbrauchskosten reduzieren, wenn die Investitionskosten gesenkt wer-
den.  
 
Herr Reichle erklärt, dass sich die Kosten im gleichen prozentualen Ver-
hältnis senken. Der Kostenvorteil wurde mit 8,8 Prozent berechnet und 
bleibt bestehen.  
 
Kreisrätin Stieglmeier berichtet, dass nach Angaben des Bundesrech-
nungshofes nirgends belegt ist, dass mittels eines ÖPP-Modells Einspa-
rungen von bis zu 20 Prozent erzielt werden können. Die vom Bundes-
rechnungshof überprüften Modelle werden den Vorhersagen im Nachgang 
nicht gerecht. Es gibt eine klare Aussage, dass das ÖPP-Modell in dieser 
Form nicht wirtschaftlich ist.  
 
Der Vorsitzende merkt an, dass es bereits zwei gelungene Beispiele gibt. 
Diese wurden zwar nicht mit Lebenszeitmodell umgesetzt, dafür aber mit 
Vorfertierung bzw. schlüsselfertigem Bauen.  
 
Herr Reichle argumentiert, dass bei den von Kreisrätin Stieglmeier ange-
sprochenen Modellen nicht das „Hofer Modell“ hinterlegt wurde, bei dem 
der Landkreis erst nach Fertigstellung Zahlungen leistet. Es handelt sich 
vielmehr um Investorenmodelle, bei denen die Bonität der Firma abgestellt 
wird. Daran verdient die Bank.  
 
Kreisrat Els fragt nach der Schule für Notfallsanitäter. 
 
Der Vorsitzende erläutert in Bezug auf die Kindertagestätte, dass der 
Landkreis nicht in Konkurrenz zu kommunalen Einrichtungen treten sollte. 
Eine Umsetzung kann nur erfolgen, wenn der festgestellte Bedarf nicht 
erfüllt wird. Der Landkreis könnte nämlich im Falle eines Gerichtsverfah-
rens haftbar gemacht werden. Das Landratsamt ist als untere Staatsbe-
hörde für die Umsetzung des Bedarfsplans zuständig. Kommunen, die den 
Bedarfsplan vorbildhaft umsetzen, sollen dabei nicht eingeschränkt wer-
den. Er bittet den BRK-Kreisvorsitzenden und Oberbürgermeister Max 
Gotz um seine Einschätzung des Bedarfs einer Schule für Notfallsanitäter. 
 
Kreisrat Gotz sieht keine Notwendigkeit für die Einrichtung einer solchen 
Schule. Wenn sich ein entsprechender Bedarf auftut, wird der Landkreis 
Erding die Aufgabe ohnehin nicht in genügender Dimension leisten kön-
nen. Es muss genau betrachtet werden, welche Zusatzaufgaben an das 
neue Haus angegliedert werden. Der Fokus muss auf dem Kerngeschäft 



 
 

Seite 9 von 10 
 

Büro des Landrats
BL 

liegen. Für eine erfolgreiche Umsetzung solcher Ausbildungsthemen sollte 
ein separater Träger gesucht werden. 
 
Kreisrätin Stieglmeier merkt zum Thema Kindertagesstätte an, dass bei 
Umsetzung einer solchen Einrichtung auch auf den Schichtdienst im Kran-
kenhaus eingegangen werden könnte.  
 
Der Vorsitzende argumentiert, dass mit einer Umsetzung der Kinderta-
gesstätte in Konkurrenz zu den anderen Einrichtungen getreten wird. Mit 
entsprechender Unterstützung könnten auch Träger anderer Einrichtun-
gen solche Öffnungszeiten anbieten. Zudem gibt es im Landkreis Erding 
117 ausgebildete Tagesmütter. Diese Tagesmütter sind maximal flexibel. 
Ihr Verdienst ist gesetzlich geregelt. Die Nachfrage nach der Ausbildung 
beim Landratsamt ist groß. 
 
Kreisrat Steinberger gibt zu Bedenken, dass sich der Landkreis in erster 
Linie als Arbeitgeber sehen sollte. Es ist eine soziale Fürsorgepflicht für 
die Mitarbeiter zu leisten. Personalgewinnung ist nur dann möglich, wenn 
auch entsprechende soziale Einrichtungen vorgehalten werden können. 
Am Krankenhaus wäre eher die Dimension eines Kinderhauses mit Krip-
pe, Kindergarten und außerschulischer Betreuungseinrichtung für Kinder 
bis zum zehnten Lebensjahr zu veranschlagen. Es gibt bereits ein ähnli-
ches Modell im Landkreis, das nicht funktioniert. Das Personal wählt keine 
Betreuung durch Tagesmütter, sondern die kontinuierliche Betreuung in 
den einzelnen Kindertagesstätten. 
 
Kreisrat Gotz sagt, dass die mögliche Kinderbetreuungseinrichtung im 
Stadtgebiet Erding liegen würde. Der dortige Versorgungsgrad liegt derzeit 
bei 42 Prozent. Es stellt sich auch die Frage, wie eine solche Einrichtung 
die Bauleitplanung der Stadt Erding beeinflussen würde. Es ist zu befürch-
ten, dass sich eine Entwicklung dahingehend abzeichnet, dass die Kinder 
in Einrichtungen am Arbeitsplatz untergebracht werden und die Krippen im 
ländlichen Raum frei bleiben. Es muss jedoch im Hinblick auf die Schicht-
dienstleistenden auf die Flexibilität der bestehenden Einrichtungen einge-
wirkt werden. Die tatsächlichen Fallzahlen der Betroffenen rechtfertigen 
eine solche Investition jedoch nicht. Mit der heutigen Entscheidung wer-
den primär zwei Signale gesetzt. Zum einen soll das Vorhaben um min-
destens 8,8 Prozent günstiger umgesetzt. Zum anderen wird bestätigt, 
dass das Landratsamt mit den eigenen personellen Ressourcen die Maß-
nahme nicht leisten kann.  
 
Kreisrätin Bendl betont, dass sie dem Vorhaben gerne zustimmen wür-
de, nicht aber der Realisierung als ÖPP-Projekt.  
 
Es ergeben sich keine weiteren Wortmeldungen. 
 
Der Vorsitzende formuliert daraufhin folgenden Beschlussvorschlag: 
 
KA/0315-14 
Die Kindertagesstätte und die Ausbildung für Notfallsanitäter sollen wei-
terhin in der Planung verbleiben. 
 
Abstimmungsergebnis: Ablehnung mit 13:0 Stimmen 
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Dem Kreistag wird folgender Beschluss empfohlen: 
 

1. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung wird zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 

2. Die Realisierung der Gesundheitsakademie als ÖPP – 
Projekt wird unter der Bedingung, dass verschiedenste 
Finanzierungsmodelle möglich sind, positiv beurteilt. 
Dies gilt auch unter dem Gesichtspunkt veränderter In-
vestitionskosten. 

 
Abstimmungsergebnis: Annahme mit 11 : 2 Stimmen 
(Gegenstimmen: KRin Bendl, KRin Stieglmeier) 
 
 
2. Bekanntgaben und Anfragen 
 
Nachdem sich keine weiteren Wortmeldungen ergeben, beendet der Vor-
sitzende den öffentlichen Teil der Sitzung des Kreisausschusses um 16.00 
Uhr. 
 
 
Vorsitzender 
 
 
 
Martin Bayerstorfer 
Landrat 

Protokoll 
 
 
 
Claudia Kirmeyer 
Verwaltungsangestellte 

    
 


